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Drucksadle 2034 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP 


betr. Berufliche und gesellschaftliche Eingliederung der 
aus der Sowjetzone geflüchteten Jugend 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. den § 3 der Ersten Durchführungsverordnung zum Ersten Über- 
leitungsgesetz vom 27. Februar 1955 (BGBl. IS. 88) dahingehend 
zu ändern, daß auch diejenigen Jugendlichen als zugewandert 
nach dem Ersten Überleitungsgesetz gelten, die nach dem 11. Juli 
1945 ihren Wohnsitz in der Sowjetzone hatten. § 3 Abs. 1 Nr. 2 
findet auf Jugendliche unter 25 Jahren keine Anwendung. Die 
Abrechnung dieser Beträge soll außerhalb der Pauschalierung der 
Kriegsfolgenhilfe erfolgen; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß für alle Jugendlichen aus der SBZ 
unter 25 Jahren das Notaufnahmeverfahren durchgeführt wird; 

3. einen ausreichenden Garantiefonds zu schaffen, um bei der Ge- 
währung von Ausbildungsbeihilfen Verzögerungen zu vermeiden 
und auch denjenigen Jugendlichen unter 25 Jahren zu helfen, 
für die zur Zeit noch keine Regelung zur Gewährung von Aus- 
bildungsbeihilfen besteht; 

4. die bisherige, zwei Semester umfassende Studienförderung für 
Flüchtlingsstudenten (Kap. 0602 Tit. 625) auf drei Semester auszu- 
dehnen und auch darüberhinaus in Flärtefällen die notwendige 
Hilfe zu geben; 

5. Verhandlungen mit der ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder zu führen mit dem Ziel, die Anerkennung von 
Zeugnissen von Sonderausbildungslehrgängen der SBZ (z. B. der 
Arbeiter- und Bauernfakultät u. a.) unter besonderen Voraus- 
setzungen zu erwirken; 
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6. in Verhandlungen mit den Ländern darauf hinzuwirken, daß die 
vor der Pauschalierung der Kriegsfolgenhilfe zur beruflichen und 
gesellschaftlichen Eingliederung der aus der SBZ geflüchteten 
Jugend ergangenen Erlasse beachtet werden; 

7. Verhandlungen mit der Arheitsvcrwaltung aofzunehmen mit dem 
Ziele, jede „wilde Werbung” von Jugendlichen zu unterbinden. 
Jugendliche dürfen nur dann in Arbeitsplätze vermittelt werden, 
wenn ausreichender Wohnraum und entsprechende Betreuung 
sichergestellt ist; 

8. die Position „Jugendwohnheime” im Bundesjugendplan im Hin- 

blick auf den starken Zustrom Jugendlicher aus der SBZ erneut 
zu überprüfen und mit der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung Verhandlungen dahingehend aufzu- 
nehmen, den Zinssatz für Darlehen zur Errichtung von Jugend- 
wohnheimen wesentlich zu senken. * 


Bonn, den 18. Januar 1956 


Dt. Kreme und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Mocker und Fraktion 
Dr. BrOhler und Fraktion 



